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Plattformarbeit: Vom Nebenjob zum
regulierten Wirtschaftszweig
Haben Sie schon mal von der Richtlinie zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen in der Platt-
formarbeit – kurz Plattform-RL – gehört? Die
RL ist eine Antwort der EU auf die rasanten Ver-
änderungen in der digitalen Arbeitswelt. Platt-
formarbeit ist längst aus dem Schatten der Ne-
bentätigkeit herausgetreten und fester Bestand-
teil der Wirtschaft. Rund 35 Millionen Menschen
in Europa bieten über digitale Plattformen ihre

Dienste an. Das können Liefer-, Trans-
port- oder Reinigungsarbeiten sein.
Aber auch in anderen Branchen, wie
z. B. im IT-Bereich ist die Plattformar-
beit auf dem Vormarsch. Was als flexi-
ble Beschäftigungsform galt, wird jetzt
reguliert. Die RL soll nach den Worten
der Berichterstatterin den Zugang zu
fairen Arbeitsbedingungen regeln,
Scheinselbstständigkeit korrigieren,
echte Selbstständigkeit schützen und
bahnbrechende Regeln für das algorith-
mische Management aufstellen.
Herzstück der RL ist die widerlegbare
Vermutung der Arbeitnehmereigen-
schaft. Plattformbeschäftigte gelten
u. a. bei Kontrolle und Steuerung durch
die Plattform als deren Arbeitnehmer.
Zwar kann die Plattform das Gegenteil,
also eine Selbstständigkeit, nachwei-
sen. Kenner sehen aber sofort, dass
Plattformen das Risiko und den Auf-
wand von Abgrenzungsstreitigkeiten
wohl kaum in Kauf nehmen werden.
Hinsichtlich der rechtlichen Abgren-
zungsfrage macht die EU keine Vorga-
ben, sondern schiebt den Ball den Mit-
gliedstaaten zu. Das führt – man kennt
es – zu einem Flickenteppich innerhalb
der EU. Insbesondere bei grenzüber-
schreitender Plattformarbeit ein Traum.

Was sollte der deutsche Gesetzgeber nun tun? Er
sollte beachten, dass nicht jede Plattformarbeit
prekär ist und es oftmals nicht im Interesse des
„Selbstständigen“ ist, wenn dieser nun automa-
tisch den Stempel einer abhängigen Beschäfti-
gung erhält. Anders vermutlich die Sicht der
DRV Bund, die der allgemeinen Vermutungswir-
kung aufgeschlossen gegenüberstehen dürfte.
Aus arbeitsrechtlicher Sicht sind die Folgen der
Fiktionswirkung sehr spannend, denn handelt
es sich dann bei der Plattform um einen Betrieb
(im betriebsverfassungsrechtlichen Sinn)? Kann
ein Betriebsrat für „die“ Plattform (rein digital)
gewählt werden? Das BetrVG hat hierauf keine
Antworten, was die optimale Gelegenheit wäre,
dem BetrVG ein Update hin zu einer digitalen
und agilen Arbeitswelt zu verhelfen.
Auch in puncto Beschäftigtendatenschutz ver-
spricht die EU, bahnbrechende Regeln für das al-

gorithmische Management aufstellen zu wollen.
Regelungsinhalt ist, dass Plattformarbeiter nicht
nur von Algorithmen gesteuert werden dürfen,
sondern es menschlicher Ansprechpartner be-
darf. Die RL sieht außerdem spezifische Regeln
für den nachvollziehbaren Einsatz automatisier-
ter Entscheidungssysteme vor. „Garniert“ wird
das Ganze mit ein paar weiteren Besonderheiten:
So können Einwilligungen nicht als Erlaubnis-
grundlage herangezogen werden. Digitale Ar-
beitsplattformen dürfen keine Daten zu emotio-
nalen oder psychischen Zuständen, privaten Ge-
sprächen oder sensiblen Informationen wie ethni-
sche Herkunft, politische Meinungen oder se-
xuelle Orientierung verarbeiten. Auch biometri-
sche Daten dürfen nur zur Authentifizierung ver-
arbeitet werden. Sämtliche Regelungen sind wie-
derum in den Mitgliedstaaten umzusetzen.
Das könnte ein Grund sein, warum der Entwurf
des Beschäftigtendatenschutzgesetzes nicht wie
geplant in Q4 2023 vorgestellt wurde. Die He-
rausforderung: Es gibt keine Kollisionsregelun-
gen zwischen der DSGVO und der RL. Dies, ob-
wohl die RL speziellere Normen zur DSGVO set-
zen will. Das dürfte also eine besondere Fallgrup-
pe des Art. 88 DSGVO sein. Klarere Vorgaben wä-
ren an dieser Stelle – auch zur Verhinderung un-
terschiedlicher Datenschutz-Standards in der
EU – wünschenswert gewesen. Ob das ambitio-
nierte Ziel, einen globalen Maßstab zu setzen, er-
reicht wird, ist vor dem Hintergrund, dass hier
die bekannten DSGVO-Vorgaben teilweise etwas
konkreter gefasst wurden, kritisch zu sehen.
All dies macht eine Umsetzung mit Augenmaß er-
forderlich. Es muss eine Balance zwischen dem
notwendigen Schutz der Plattformarbeiter und
der Flexibilität geben.
Für die Zwischenzeit gilt: Unternehmen sollten
bereits jetzt hinschauen: Die Gefahr der Schein-
selbständigkeit bleibt ein (Dauer)Thema, und
mit der neuen Richtlinie nimmt das Risiko nicht
ab. Wird die Richtlinie das Arbeitsleben tatsäch-
lich verbessern oder die echte Selbstständigkeit
weiter zurückdrängen? Berlin hat es in der Hand,
richtige Akzente zwischen Schutz und Freiheit zu
setzen.
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